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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 2. März 1922 


Inhalt. Geſetz zur Ergänzung des vorläufigen Haushaltsgeſetzes für das Jahr 1921 vom 30. Juni 1921 (S. 43): 
Geſetz betr. Wochenhilfe und Wochenfürſorge (S. 43). Gefe betr. Erhöhung der Frachtſätze im Güter. und Tierverkehr al 
loſen en im Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 46). Geſetz über die Lieferung von Milch an Kinder der Arbeits“ 


16 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Ergänzung des vorläufigen Haushaltsgeſetzes für das Jahr 1921 vom 30. Juni 1921 
( Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1921 Nr. 22 Seite 113). 


1 
Der Senat wird ermächtigt, folgende fortlaufende Ausgaben zu leiſten: 
b) Im Haushaltsplan der Sozialverſicherung zur Errichtung und Geſchaftsführung des Landes⸗ 
verſicherungsamtes der Freien Stadt Danzig für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1922 
f „48040 Mk.“ 
zu verausgaben und folgende Stellen zu beſetzen: 
1 Vorſitzender (Gruppe XIII), 
1 Dezernent (gleichzeitig ſtändiger Vertreter) (Gruppe XII), 
1 Regierungsamtmann (Gruppe X), 
2 1 Regierungsſekretar (Gruppe VI). 


. 


N Erg 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1922 in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


17 Voltstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz i ö 
betr. Wochenhilfe und Wochenfürſorge. N 


Artikel I. 

Die 88 195 a, 195 b, 197, 205 a der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes 
vom 26. September 1919 (R. G. Bl. S. 1757) und der Verordnung des Staatsrats Danzig vom 
13. Juli 1920 (Staatsanzeiger S. 201) werden wie folgt geändert: 

I. Der 8 195 a erhält folgende Faſſung: 

„Weibliche Verſicherte, die im letzten Jahre vor der Niederkunft mindeſtens 6 Monate hindurch 
auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen Krankheit verſichert 
geweſen ſind, erhalten als Wochenhilfe: - 
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1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich wird, nach Maßgabe der Beſtimmungen des Artikels V, 

2. einen einmaligen Beitrag zu den Koſten der Entbindung in Höhe don 100 Mk., 

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens 4½ Mk. täglich, für 10 Wochen, 
von denen mindeſtens 6 in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld für die 
erſten 4 Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung fällig, 

4. ſolange fie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, rose 
mindeſtens 4½ Mk. täglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. Neben dem 
Wochengelde für die Zeit nach der Entbindung wird Krankengeld nicht gewährt: die Wochen nach 
der Niederkunft müſſen zuſammenhängen. 

Wechſelt die Wöchnerin wahrend der Leiſtung der Wochenhilfe die Kaſſenzugehörigkeit, ſo bleibt die 
erſtverpflichtete Kaſſe für die weitere Durchführung der Leiſtung zuſtändig. § 212 gilt hierbei nicht. Stirbt 
eine Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unterſtützungsberechtigung, ſo werden die 
noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum ſatzungsmäßigen Ende der Bezugszeit au 
denfenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Nindes ſorgt.“ 

II. Im 8 195 b fällt Abſatz 3 weg. 

III. Im 8 197 wird das Wort „fünfzig“ durch das Wort „einhundert“ erſetzt. 

IV. Im 8 205 erhält Abſ. 2 Satz 1 folgende Faſſung: 

„Als Wochenhilfe werden die in § 195 a bezeichneten Leiſtungen gewährt: dabei beträgt das 
Wochengeld 3. Mk. und das Stillgeld 4½ ME. täglich“. 

V. Im 8 205 a wird zwiſchen Abſ. 2 und 3 folgender Abſatz eingeſchaltet. 

„Die Familienwochenhilfe iſt auch zu gewähren, wenn die Niederkunft innerhalb 9 Monaten nach 
dem Tode des e erfolgt“. 

VI. Im 5 205 a erhalten die Sätze 1 und 2 des Abſatzes 6 folgende Faſſung: 

„Sind mehrere Krankenkaſſen oder knappſchaftliche Krankenkaſſen oder iſt eine dieſer Kaſſen mehrfach 
beteiligt, ſo iſt die Wochenhilfe nur einmal zu gewähren. Unter mehreren Kaſſen ſteht den Wöchnerinnen 
die Wahl frei“. 

VII. Anſtelle des durch die Verordnung des Staatsrats vom 13. Juli 1920 (Staatsanzeiger 
S. 201) weggefallenen § 14 tritt folgender neuer 

814. a 

Was nach den vorſtehenden Vorſchriften über die Wochenhilfe für die Erſatzkaſſen wegen ihrer ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Mitglieder gilt, gilt für dieſe Kaſſen auch wegen derjenigen Mitglieder, welche beim 
Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht zur Weiterverſicherung bei einer Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe (88 313, 314, 500 der Reichsverſicherungsordnung) berechtigt geweſen fein würden und ſeitdem 
der Erſatzkaſſe ununterbrochen angehört haben. 


Artikel II. 


Im 8218 der Reichsverſicherungsordnung ſind die Worte „ſowie in den Fällen des § 205 Nr. 1, 2“ 
zu erſetzen durch die Worte „ſowie in den Fällen der 88 205 a, 205 b Nr. 11. 


Artikel III. 

I. Die Verordnung des Staatsrats Danzig vom 13. Juli 1920 betr. Aenderung des Geſetzes 
über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 26. September 1919 (Staatsanzeiger S. 201) wird ferner wie 
folgt geandert: . 

1. Der § 6 fällt weg. 
2. § 8 Abſ. 1 und Abſ. 2 Satz 1 erhalten folgende Faſſung: 
„Eine minderbemittelte Danziger Staatsangehörige, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
hat und für die nach den vorſtehenden Vorſchriften kein Anſpruch auf Wochenhilfe beſteht, erhält 
aus Mitteln der Freien Stadt Danzig eine Wochenfürſorge. 


— ww 
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Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird, gilt 
eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres Ehemannes Geſamteinkommen oder, ſofern 
ſie alleinſteht, ihr eigenes Einkommen in dem Jahre oder Steuerjahre vor der Entbindung den 
Betrag von 15000 Mk. nicht überſtiegen hat“. 

II. Das Geſetz über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 26. September 1919 (R. G. Bl. 
S. 1757) wird wie folgt geändert: 
1. & 18 erhält folgende Faſſung: 

„Der Antrag auf Wochenfürſorge iſt bei dem Verſicherungsamte zu ſtellen. Dieſes nimmt die 
nach § 17 erforderlichen Feſtſtellungen vor. Die Auszahlung geſchieht auf Anweiſung des 
Verſicherungsamts durch die allgemeine Ortskrankenkaſſe in deren Bezirk der gewöhnliche Aufenthalts⸗ 
ort der Wöchnerin liegt, und wo eine ſolche Kaſſe nicht beſteht, durch die Landkrankenkaſſe“. 

2. § 19 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
„Dabei beträgt das Wochengeld 3 Mk. und das Stillgeld 4½ Mk. täglich“. 
3. § 23 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Gegen die Entſcheidung des Verſicherungsamts im Falle des § 18 iſt binnen einem Monat 

die Beſchwerde an das Oberverſicherungsamt (Beſchlußkammer) zuläſſig: es entſcheidet endgültig“. 


Artikel IV. 


Für Entbindungsfälle, welche nach dem 30. April 1922 eintreten, kann ein Anſpruch auf Wochen⸗ 
hilfe auf Grund der beſonderen Vorſchriften der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914 (R. G. Bl. S. 492), 
der 88 4, 5 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915 (R. G. Bl. S. 49), der Bekanntmachung vom 
23. April 1915 (R. G. Bl. S. 257), der Nr. III der Verordnung vom 1. Marz 1917 (R. G. Bl. S. 200), 
des § 4 der Bekanntmachung vom 22. November 1917 (R. G. Bl. S. 1085), der Verordnung vom 21. Dezember 
1918 (R. G. Bl. S. 1467) und der 88 8, 9 des Geſetzes über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 
26. September 1919 (R. G. Bl. S. 1757) nicht mehr geltend gemacht werden. 

Iſt ein Anſpruch auf Wochenhilfe auf Grund der genannten Vorſchriften am 30. April 1922 
bereits geltend gemacht worden, ſo iſt über ihn im Verfahren nach jenen Vorſchriften zu entſcheiden. Wird 
bei Entbindungsfällen, die bis zum 30. April 1922 eingetreten ſind, der Anſpruch auf Grund der genannten 
Vorſchriften erſt nach dieſem Tage geltend gemacht, ſo ſind dafür die Vorſchriften über das Verfahren bei 
der Wochenfürſorge (88 17 ff. des Geſetzes vom 26. September 1919) maßgebend. 


Artikel V. N 


Sobald die zur Durchführung der Vorſchrift des 8 195 à Abſ. 1 Nr. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Faſſung des Artikels J erforderliche Verſtändigung zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen 
erreicht iſt, beſtimmt der Senat den Zeitpunkt, mit welchem die genannte Vorſchrift in Kraft tritt. Bis 
dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe oder Wochenfürſorge berechtigten Perſonen außerdem eine 
Beihilfe bis zum Betrage von 50 Mk. für Hebammendienſte und u Behandlung, falls ſolche bei 
Schwangerſchaftsbeſchwerden erforderlich werden. 

Im übrigen tritt das Geſetz mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Artikel VI. 


Der Senat wird ermächtigt, das Geſetz vom 26. September 1919 (R. G. Bl. S. 1757) in Ver⸗ 
bindung mit der Verordnung des Staatsrats Danzig vom 13. Juli 1920 „Staatsanzeiger S. 201) in der 
Faſſung zu veröffentlichen, die ſich aus dieſem Geſetz ergibt. 


Danzig, den 28. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Kr Sahm. Dr. Schwartz. 
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18 Voltstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
= Geſetz 
betr. Erhöhung der Frachtſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig. 


Artikel I. 


Der Senat wird ermächtigt, mit Wirkung vom 1. März 1922 einer Erhöhung der ſeit dem 1. Februar 
1922 ͤ im Güter⸗ und Tierverkehr geltenden Frachtſätze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig um 20 v. H. zuzuſtimmen. 
Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 


Danzig, den 23. Februar 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


a Sahm. Runge. 
19 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Lieferung von Milch an Kinder der Arbeitsloſen. 
8 8 1. 
Die Kinder der Arbeitsloſen im erſten und zweiten Lebensjahr erhalten von der Gemeinde 
koſtenlos Milch. - r 
82. 


Die Menge der täglich zu liefernden Milch richtet ſich jeweilig danach, wieviel die verpflichtete 
Gemeinde an die übrigen Kinder der Gemeinde gleichen Alters auf Karten zur Verteilung bringt, ſie beträgt 
jedoch keinesfalls aber mehr als ?/, 1 Vollmilch täglich. 


83 
Von den durch dieſes Geſetz den Gemeinden entſtehenden Koſten wird ihnen ¼ von der 
Freiſtaatregierung erſtattet. 
8 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1922 in Kraft. 
Danzig, den 21. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


